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Herausgegeben von den Angehörigen 
. der politischen Gefangenen in der BRD 


Erklärung von Christian Klar 
im Stammheimer Prozeß: „Die Situation 
der Gefangenen ist wie gehabt“ 


anfang des jahres kam die koordinierungsgruppe für terror, 
die in wiesbaden alle die repressionsapparate und dienste zu- 
sammenführt, die seit der alten gestapo getrennt bleiben soll- 
ten, mit einer sache raus, die als eine neue haltung des appa- 
rats in der gefangenenfrage gelten soll. der damalige bundes- 
justizminister präsentierte das für die Öffentlichkeit, und seit- 
dem hieß das „‚kinkelinitiative‘“. daran kam anfangs auch op- 
timismus auf — was die lage der gefangenen angeht — als 
auch allgemeiner: erwartung auf eine rücknahme der krimi- 
nalisierung und unterdrückung der linken, radikalen, opposi- 
tionellen bewegungen im land. inzwischen sind 8 monate ver- 
gangen. es ist hier nicht sache, ins einzelne zu gehen. wer 
nicht tägliche, hautnahe erfahrungen macht, liest jedenfalls 
zeitung und sieht die tv-bilder. 

aber kurz zum bereich knäste und prozesse. daß dieser pro- 
..zeß hier überhaupt angesetzt wurde und weitere in der art fol- 
gen werden, sagt schon entscheidendes. die situation der ge- 
fangenen ist wie gehabt. die verweigerung der zusammenle- 
gung und die handhabung der freilassungen bzw. die ableh- 
nungen sogar gegenüber weiteren schwer kranken — das alles 
ist keine neue haltung, vielmehr ist aus einer mehrmonatigen 
entwicklung ein geiselkalkül mit ganz neuem ehrgeiz rausge- 
kommen: im angeschlagenen rhythmus haben sie sich er- 
rechnet, das geiselmaterial reicht ihnen für die nächsten 10 
jahre. also die nächsten 10 jahre (selbst)disziplinierung mili- 
tanter politik in deutschland ? derweil ist in den letzten mona- 
ten eine ganz andere initiative fett geworden, nochmal eine 
„kinkel-initiative‘, diesmal eine echte: in konsequenten 
schritten wurden verbliebene hindernisse aus dem weg ge- 
räumt, um auch deutsches militär in die startpositionen zu 
bringen für das kommende blutige rennen der imperialisti- 
schen mächte um die neuaufteilung der welteinflußregionen. 
zwischen erster und zweiter sache besteht natürlich ein zu- 
sammenhang. fürs aufschwingen zur weltmachtfähigkeit, die 
neue dominierung und verwüstung anderer europäischer und 
vieler außereuropäischer völker heraufbeschwört, soll die or- 
ganisation in deutschland, die aus den vergangenen 22 jahren 
die größte internationalistische ausstrahlung und moralische 
achtung besitzt, an die gefangenenfrage gefesselt werden. 

aber die westliche weltpolizeitendenz, die politik der ver- 
wüstungen, um platz zu schaffen für erweiterte machtpositio- 
nen und neue booms der weltmarktfürsten und die tatsache, 
daß seit den pogromen in rostock der rassismus zur offiziellen 
deutschen staatsideologie erklärt ist, diese entwicklungen 
bringen mich zu der meinung, daß die neu aufbrechende und 
sich organisierende linke hier im land ihre strategie entwik- 
keln sollte, ganz ohne sich von den drohungen des apparats 
beeindrucken zu lassen, daß er ja gefangene in der hand hat. 


zum prozeß hier: er ist auf die gelaufenen kronzeugenge- 
schäfte aufgebaut. im sozusagen rechtlichen bedeutet das nur, 
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daß die staatsschutzjustiz sich ein weiteres mal als institution 
selbst auf den begriff bringt: alles ist recht, was nur ihre rolle 
als bloßes instrument zur ausmerzung revolutionärer opposi- 
tion schmiert. aber es gibt da einen wichtigeren punkt. das 
modell ist die westliche medienmaschine, wie sie 1991 für die 
bevölkerungen der reichen zentren eine scheinwirklichkeit in 
die wohnstuben projizierte, bis der konsens so weit geschaf- 
fen war, die golfintervention durchzuführen. in derselben 
herrschaftstechnik läuft das mit der präsentierung von soge- 
nannten kronzeugen. die paar kriminalistischen informatio- 
nen sind ganz zweitrangig. die hauptsache ist die ausgedehnte 
Inszenierung von scheinwirklichkeit für die staatliche politik, 
tatsächliche geschichte zu usurpieren, damit sie nicht von un- 
ten für die zukunft angeeignet wird. der apparat mästet sich 
am kollaborateur. aber in der sache authentisches kann der 
nicht mehr vermitteln. er selbst ist aufgelöst in den zwängen 
von innerer rechtfertigung, von rückversicherungen und für 
die erfüllung des eigenen beitrags zu dem geschäft, das ihm 
den lohn bringen soll. 


Christian Klar am 7. 9. in Stammheimer Prozeßbunker 


schließlich zur geldaktion in zürich: man müßte nicht groß 
darüber reden, wenn es bei dieser aktion nicht opfer unter un- 
beteiligten gegeben hätte. 59 

. grundsätzlich vorweg noch gesagt: daß für die bedürfnisse 
revolutionärer bewegungen das geld aus den tresoren des ka- 
pitals herausgeholt wird, ist natürlich gerechtfertigt. damit 
werden die scheine aus dem kreislauf der ausbeutung und ver- 
sklavung rausgenommen und gerechten zwecken übergeben. 


es geht hier um die geidbeschaffungsaktion im november 
1979 in der züricher innenstadt. der ausgangspunkt der pro- 
bleme ist gewesen, daß der abgang nach der bank nicht ausrei- 
chend überlegen aufgebaut gewesen ist, dann muß nur noch 
ein zufall dazukoınmen, und die bedingungen sind da, in de- 
nen aktivbürger sich ermutigt fühlen, hilfskraft für die b. zu 
spielen. solche leute haben schließlich auch mobilisierte poli- 
zei an die raf-gruppe rangeführt. bis dahin war noch kein 
mensch verletzt worden. aber zwei der polizisten lösten dann 
an zwei verschiedenen orten die schußwechsel aus, in deren 
zusammenhang eine passantin tödlich getroffen wurde und 
eine zweite frau schwer verletzt. allerdings anders, als die an- 
klageschrift monströs zeichnet, hat es von der raf-gruppe aus 
an keiner stelle der flucht absichtliche schüsse gegen das leben 
ziviler personen gegeben, auch gegen keine der beiden frau- 
en! aus den objektiven hinweisen ist nicht mal gewiß, ob der 
tod der passantin oder die verletzung der pkw-besitzerin 
durch polizeikugeln oder durch kugeln aus den waffen der raf- 
gruppe verursacht wurden. und nach den eigenen rekonstruk- 
tionen später gab es nur wahrscheinlichkeiten, gefoigert aus 
dem standort von personen und aus den schußrichtungen. 
. aber das alles soll nicht die verantwortlichkeit unklar machen. 
die liegt schon mal darin, daß es die eigene aktion gewesen ist. 
und besonders darin, als den gefechten mit polizisten nicht 
mehr auszuweichen war, die waffen zum teil mit einem man- 
gel an umsicht eingesetzt worden sind, zum teil auch mit 
schlimmer rücksichtslosigkeit, die in solcher umgebung nicht 
sein darf. es gehört zur grundsätzlichen verantwortlichkeit, 
daß der einsatz der waffen, wenn dem schon nicht mehr aus- 
gewichen werden kann, dann so geschieht, daß keine unbetei- 
ligten gefährdet werden. | 


das sind prinzipien aus dem wesen der revolutionären linken 
— und sich als einzelner und als organisation immer wieder 
dahinzuschaffen, es auch umzusetzen, muß die (selbst)erzie- 
hung bewaffnet kämpfender linker organisationen sein. 


Erklärung der Angehörigen der politischen 
Gefangenen in der BRD: 
„Dieser Prozeß muß eingestellt werden“ 


Heute beginnt der Prozeß gegen Christian Klar. 
Wir Angehörige sind hier in Stammheim, um gegen diesen 
Prozeß zu protestieren. 
Wir fordern die sofortige Einstellung des Verfahrens. 

Dieser Prozeß muß eingestellt werden, 
weil die Anklage auf Kronzeugenaussagen beruht, nämlich 
auf Aussagen von Boock und von in der ehemaligen DDR ver- 
 hafteten RAF-Aussteigern. Das in der Öffentlichkeit umstrit- 
tene Kronzeugengesetz ist eines der zahlreichen Sondergeset- 
ze, die der BRD-Staat seit über 20 Jahren gegen die politi- 
schen Gefangenen einsetzt, um ihren Kampf zu entpolitisie- 
ren und um sie mit aller Macht in den Vernichtungstrakten 
seiner Gefängnisse zu halten. 
Dieser Prozeß muß eingestellt werden, 
weil Christian Klar wie alle anderen politischen Gefangenen 
freigelassen werden muß, statt zu einer weiteren Haftstrafe, 
vielleicht sogar nochmals zu lebenslänglich verurteilt zu wer- 
den. | 

Christian Klar ist seit 10 Jahren im Knast. 8 Jahre davon 
war er der Folter der Einzelisolation unterworfen. Danach 
gab es zwar minimale Verbesserungen seiner Haftbedingun- 
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gen, die Sonderhaft blieb. Vor allem die Forderung nach Zu- 

sammenlegung in große Gruppen wurde weder für ihn noch 

für die anderen politischen Gefangenen erfüllt. | 
Die Folgen dieser Folter können die Gefangenen auch bei 

einer Zusammenlegung in große Gruppen nicht mehr weg- 

kriegen. Das ist nur möglich, wenn sie freigelassen werden. 
Dieser Prozeß muß eingestellt werden, 


‚ weil es Zeit ist, daß der Staat Schluß macht mit dem Ausnah- 


mezustand gegen die politischen Gefangenen. 

Der lange Kampf um die Durchsetzung der Forderungen 
der politischen Gefangenen hat den Staat gezwungen, auf an- 
dere als allein auf repressive Mittel gegenüber den politischen 
Gefangenen zurückzugreifen. Das drückt sich in der sog. 
Kinkel-Initiative aus. Was ist daraus geworden? Günter Son- 
nenberg, Claudia Wannersdorfer, Thomas Thoene und Luit- 
gard Hornstein sind in diesem Jahr entlassen worden. Wir 
freuen uns darüber, aber wir haben nicht vergessen: 

— Günter Sonnenberg war 15 Jahre in Haft, obwohl er wegen 
seiner Schußverletzung von Anfang an haftunfähig war. i 
— Claudia Wannersdorfer war infolge der Haftbedingungen 
seit Jahren haftunfähig. 

— Thomas Thoene und Luitgard Hornstein waren wegen 
ihrer politischen Identität und aufgrund des unbedingten Ver- 
urteilungswillens des Gerichts zu hohen Strafen verurteilt 
worden. | 

Von Anfang an haben wir Angehörige zu der Kinkel-Initia- 
tive gesagt: Es muß eine Lösung für alle politischen Gefange- 
nen geben. Alle politischen Gefangenen müssen raus, und 
zwar ohne Bedingungen. Voraussetzung dafür ist ein wie 
auch immer sich äußerndes Eingeständnis des Staates, daß er 
seit 22 Jahren die politischen Gefangenen der Isolation, Son- 
dergesetzen und -bedingungen unterwirft, statt wie bisher die 
Normalität zu behaupten, d.h. die Freilassung von politi- 
schen Gefangenen allein an juristische Formalien (wie z.B. 
Antrag auf Aussetzung des Strafrests — 2/3-Antrag) zu bin- 
den. Daß der Staat dazu nicht bereit ist, wird an vielem deut- 
lich: | | 
— das Hinauszögern von Bernd Rößners Freilassung, 

— Alı Jansen und Isabel Jacob sind haftunfähig und immer 
noch im Gefängnis, 

— vor kurzem die strikte Ablehnung der Justizbehörden, die 
Gefangenen zusammenzulegen, 

— die Verschärfung der Haftbedingungen bei einigen Gefan- 
genen in diesem Jahr, 

— und dieser Prozeß gegen Christian Klar und ihre Absicht, 
weitere Prozesse gegen Ingrid Jakobsmeier, Sieglinde Hof- 
mann, Rolf-Clemens Wagner, Eva Haule, Adelheid Schulz 
und Helmut Pohl zu führen. 

Gegen die Absicht des Staates, sich mit der Freilassung 
einiger weniger politischer Gefangener aus der Verantwor- 
tung für Isolationsfolter, Sondergesetze und Sonderverfahren 
zu ziehen und somit Kritik und Protest im Inland und Ausland 
zu begegnen, werden wir unsere praktische Solidarität mit 
den politischen Gefangenen setzen und für eine politische Lö- 
sung für alle politischen Gefangenen eintreten für die 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Stuttgart-Stammheim, 7. September 1992 


Der erste Prozeßtag gegen Christian Klar am 7.9. 


Der Prozeß begann mit dem Einstellungsantrag der beiden 
Verteidiger von Christian ‚wegen Verfahrenshindernissen“. 
Christian wollte als erster seine Erklärung halten, um den An- 


trag zu begründen. Das verhinderte der Vorsitzende Richter. 


So begründeten zunächst Heike Krause und Hans Stengert die 
Anträge. Es folgte der Ablehnungsantrag der BAW, der sich 
durch Mangel an fundierter, sachlicher Gegenargumentation 
und den bekannten, verächtlichen Tenor gegenüber der Ver- 
teidigung auszeichnete. Daraufhin zog sich das Gericht zur 
Beratung zurück und lehnte — wie von uns allen vorausgese- 
hen — den Einstellungsantrag ab. Danach erteilten sie Chri- 


stian das Wort. 

Am Ende der Verlesung teilt Christian dem Gericht mit, 
daß er nicht. weiter an der Verhandlung teilnehmen wird. Herr 
Schmidt erklärt, daß ein Angeklagter bei der Hauptverhand- 
lung anwesend zu sein habe und außerdem die Prozeßtage 
doch eine Abwechslung für ihn seien. Alles lacht über diesen 
Zynismus, während Christian ankündigt, solange zu stören, 
bis man ihn ausschließt. Vor der zahlreich versammelten 
Presse formuliert Richter Schmidt daraufhin den Ausschlie- 
Bungsbeschluß so, als sei er auf Veranlassung des Gerichts er- 
folgt und nicht von Christian bestimmt gewesen. 

Die Presse, die wie immer nicht begreifen will, übernimmt 
den Vorgang in ihre Berichterstattung, als handele es sich um 
eine Bestrafung des „Angeklagten Klar“ wegen Ordnungs- 
widrigkeit. | 


Kurzreferat zu den Verteidigeranträgen 

Schon im Januar 1992 hatte die Verteidigung beantragt, die 
Anklage gegen Christian nicht zur Hauptverhandlung zuzu- 
lassen. Ohne auf die Begründungen einzugehen, beschloß das 
Gericht die Eröffnung des Verfahrens. 

Die im November 1991 erfolgte Forderung, der Verteidi- 
gung sämtliche Akten mit Aussagen der Kronzeugen auszu- 
händigen, beantwortet das Gericht im Dezember 1991 dahin- 
gehend, daß es die Notwendigkeit der Maßnahme nicht einzu- 
sehen vermöge. Die Stellungnahme der BAW führt zu diesem 
Punkt aus, daß die vorgelegten Akten ausreichend seien, um 
die Glaubwürdigkeit der Kronzeugen Maier-Witt und Beer 
„zutreffend‘‘ einzuschätzen. 

Daß es außer der Verteidigung auch dem Cour d’Appel in 
Paris um mehr geht, als „die Glaubwürdigkeit der Kronzeu- 
gen einschätzen‘ zu können, zeigt dessen Forderung, ihm im 
Zusammenhang mit dem Auslieferungsverfahren gegen Sieg- 
linde Hofmann sämtliche Vernehmungsprotokolle auszuhän- 
digen, um sich ein eigenes Bild machen zu können. Damit 

-brachten die französischen Richter die ‚deutsche Justiz, die 
ein ebenso andauerndes wie selektives Gedächtnis hat, in eine 
unangenehme Situation“. (Libération vom 17.2.92) 

Schließlich geht es ganz entscheidend darum, wie die Aus- 
sagen der DDR-Bürger zustandekamen, die seit 10 Jahren aus 
der RAF „ausgestiegen‘‘ sind. Sicher ist, daß nicht nur der 
Fall der Mauer sie in ihrer Existenz bedrohte, sondern auch 
der Überfall westdeutscher Polizisten und Juristen, die da- 
mals — vor dem Einigungsvertrag in einem Rechtsvakuum 
operierten, Gespräche und Verhöre führten. Es bedarf keines 
besonderen Einfallsreichtums, die Freiwilligkeit der Rück- 
kehr zumindest in Frage zu stellen. Und wenn der Oberstaats- 
anwalt in diesem Zusammenhang ‚‚dienstlich‘‘ beteuert, es 

seien über diese Erstkontakte keinerlei Gesprächsprotokolle 
angelegt worden und somit nichts vorhanden, was der Vertei- 
digung vorenthaiten werden könnte, dann ist das eine Unge- 
heuerlichkeit. Nicht angelegte Akten behindern die Verteidi- 
gung qualitativ genauso in der Wahrnehmung ihrer Rechte, 
wie die Geheimhaltung vorhandener Unterlagen. Und in bei- 
den Fällen ist die Absicht durchschaubar und entlastet die 
Bundesanwaltschaft nicht vom Vorwurf, Kontrolle zu verhin- 
dern, die Benachteiligung zu beabsichtigen. Das sah das Ge- 
richt natürlich ganz anders. Nach einer Intensivbefragung mit 
Scheincharakter stellte es das übliche Stammheimer Einver- 
nehmen her und nahm die ‚‚dienstlichen‘“ Beteuerungen für 
bare Münze, ohne sich daran zu stören, selbst auch nicht 
nachvollziehen zu können, wie die ‚„Kronzeugenaussagen“ 
zustandegekommen sind. 

So wurde gleich am ersten Tag der Gleichheitsgrundsatz 
und das Recht auf Verteidigung und Waffengleichheit gemäß 
der Europäischen Menschenrechtskonvention verletzt, das 
Verbot von unzulässigen Vernehmungsmethoden und das 
Gebot der Gewaltenteilung mißachtet — von dem ‚‚in dubio 
pro reo“ ganz zu schweigen. 

Staatsschutz geht vor Menschenrecht. Nichts Neues aus 
Stammheim. 


Bericht über die vorübergehende Fesinahme von 
Günter Sonnenberg am 31.8.: „Wir sind berechtigt, 
von der Schußwaffe Gebrauch zu machen“ 


Günter war I5 Jahre im Knast, und er war von Beginn — seit 
seiner Festnahme — haftunfähig. Nachdem endlich seine 
Freilassung erreicht wurde, geht jetzt der Terror gegen ihn 
draußen weiter. Er wurde am 31. 8. in Wiesbaden vorüberge- 
hend festgenommen, wobei eine Festnahmesituation wie in 
der Illegalität inszeniert wurde. Alle, die die letzten Jahre aus 
dem Knast kamen, kämpfen für die Freiheit ihrer noch gefan- 
genen Genossen, so auch Günter. Alle werden dafür vom 
Staatsschutz terrorisiert, wie z.B. mit massiven Observatio- 
nen auf Schritt und Tritt. Bei Günter haben sie jetzt die 
Schraube wieder höhergedreht, das kennzeichnet die Situa- 
tion genauso wie der Prozeß, der gegen Christian Klar durch- 
gezogen wird. Günter ist am verwundbarsten durch seine Ver- 
letzung, und das weiß natürlich der Staatsschutz und versucht 
es weiter zu forcieren. Die Festnahme ist ein „Spiel“ mit sei- 
nem Leben. Günters Anwalt hat eine Presseerklärung an die 
bürgerlichen Medien gemacht und Strafanzeige gestellt. 

gegen 18.15 wollte ich das auto in wiesbaden in der bertram- 
straße parken; da die bertramstraße eine sackgasse ist — und 
ich von vorne bis hinten keinen parkplatz gefunden hatte, 
drehte ich das auto am ende der straße wieder um, um aus der 
sackgasse wieder rausfahren zu können. da die bertramstraße 
ziemlich schmal ist, mußte ich — um umzudrehen — mehr- 
mals vor- und zurückfahren. dabei sah ich schon von weitem 
ein b.auto kommen. gerade als ich umgedreht hatte, hielt das 
b.auto vor mir an, und die b. stiegen aus (es waren zwei, und 
sie waren uniformiert), machten meine autotür auf und sag- 
ten: „aussteigen, personen- und kfz-kontrolle‘“. 

sie wollten meinen personalausweis, führerschein und au- 
topapiere. alles drei gab ich ihnen. einer der beiden telefonier- 
te mit ihrer ‚‚zentrale‘‘, während der andere bei mir stehen 
blieb und auf meine frage, was das ganze solle, von einer 
„routinekontrolle blubberte. = = n nn 

der andere, ältere b. kam nach dem telefonat ganz erregt 
und mit gezogener waffe und befehlston auf mich zu und for- 
derte: „stellen sie sich an die wand! nehmen sie beide hände 
hoch, die füße breit und mit der brust zur wand, und bleiben 
sie so stehen! wir sind berechtigt, von der schußwaffe ge- 
brauch zu machen!“ 

der jüngere der beiden blieb mit gezogener handfeuerwaffe 
hinter meinem rücken stehen; die waffe war auf meinen rük- 
ken oder kopf gerichtet. 

nach etwa zehn minuten kamen mindestens zehn zivilb., 
solche relativ junge und durchtrainierte typen, wie sie bei den 
mek’s und sek’s (Mobile und Sondereinsatzkommandos) in 
der regel sind. diese filzten das auto von vorne bis hinten, vom 
motor bis zum kofferraum. die sitze wurden auseinanderge- 
nommen. einer von ihnen kam auf mich zu und fragte, ob ich 
bewaffnet sei. als ich das verneinte — und dabei etwas lächeln 
mußte —, kam, „das wissen wir doch von ihnen‘“. 

während der zeit, wo das auto gefilzt wurde — das war über 
eine stunde lang —, mußte ich weiter mit dem kopf und körper 
zur wand an der hauswand stehen bleiben — und ein junger b. 
blieb mit gezogener waffe hinter mir stehen. immer wenn ich 
die hände langsam runterkommen ließ, kam von hinten wie- 
der der befehl: „nehmen sie die hände hoch“ 

im geldbeutel, den sie ebenfalis weggenommen hatten, hat- 
te ich einen 100 und 10 DM-Schein und noch einige münzen. 
auf meine erneute — und immer wieder gestellte — frage, was 
das solle, kam dann irgendwann die mitteilung, daß überprüft 
werden muß, ob es sich hierbei nicht um ‚„‚falschgeid‘“ hande- 
le. irgendwann hörte ich auch einen der zivilb. einem anderen 
rufen, er solle im auto auch nach drogen suchen. 

einer der zivilb. fragte mich nach einer weile, ob das auto 
geklaut sei. (sie hatten festgestellt, daß das auto nicht auf mich 
zugelassen ist.) als ich das verneinte, kam, ob der eigentümer 
wisse, daß ich es benutze. auf meine jeweilige antwort kamen 
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so zynische sätze wie: „das wissen wir doch von ihnen “ 

auf mein ständiges fragen, was das ganze solle, kam irgend- 
wann: gegen mich laufe ein ermittlungsverfahren nach 
$ 129a stgb — „unterstützung einer terroristischen vereini- 
gung‘“. 

ab diesem zeitpunkt verlangte ich, sofort mit einem rechts- 
anwaltredenzukönnen. - 

die zivilb. wüteten im auto: der eine verbog die haltung der 
linken autotür, indem er sich ständig mit dem breiten oberkör- 
per auf die geöffnete tür mit vollem gewicht drauflegte. (die 
folge ist, daß diese autotür jetzt völlig undicht ist und beim 
fahren sehr laute geräusche kommen.) PA 

das auftreten — sowohl der uniformierten als auch der zi- 
vilb. — war frech und dreist. das ist die fortsetzung von ro- 
stock. sie können offen und laut faschistische sprüche klopfen 
und wissen, daß sie dafür keine probleme kriegen. 

während der ganzen zeit, wo das auto durchsucht wurde, 
hörte ich immer wieder, wie mit der „zentrale“ telefoniert 
wurde. 

die bertramstraße (wie vorher bereits gesagt) ist eine sack- 
gasse — und sie wurde von vorne an abgesperrt. also niemand 
durfte mehr als 10 meter an das auto und an mich heran. die 
leute. durften weder vorbeilaufen noch durchlaufen. men- 
schen, die dort ihr auto geparkt hatten, durften sie nicht holen. 
in ziemlicher entfernung von mir sammelten sich zwischen 
zehn bis zwanzig schaulustige, die sehen und beobachten 
wollten, wie „ein terrorist“ festgenommen wird. welche, die 
ihr auto holen wollten (in der straße waren viele autos ge- 
parkt), durften es nicht hojen. im hintergrund hörte ich im- 
mer, wie der uniformierte leitende b. diese menschen beruhi- 
gen wollte (sie hatten offensichtlich angst um ihr auto). 

gegen 19.30 sagten mir die b., daß ich „vorläufig festge- 
nommen‘ sei. darauf verlangte ich, mit meinem anwalt tele- 
fonieren zu können. ich durfte nicht. 

mit handschellen (ganz eng, damit sie einschnitten) fuhren 
sie mich zum polizeipräsidium. 

dort mußte ich mich nackt ausziehen — und kam dann in ein 
leeres loch ohne bett und klo. dort war ich ungefähr eine stun- 
de völlig nackt. durch einen spion beobachteten sie mich stän- 
dig. 

dann kam ein b.arzt in zivil in das loch und wollte mich „un- 
tersuchen“ ; er wollte auch wissen, ob ich medikamente neh- 
men würde und bräuchte. ich ließ mich weder untersuchen 
noch redete ich mit dem b.arzt, sondern verlangte immer wie- 
der, mit meinem anwalt telefonieren zu können. 

weils in dem loch kalt war (an dem tag wars auch im freien 
nicht mehr warm), verlangte ich meine kleider zurück. nach 
mehr als einer stunde bekam ich sie. 


nach 22 uhr holten sie mich in ihr dienstzimmer. auf zyni- 


sche art und weise belehrten sie mich „über meine rechte bei 
einer festnahme‘“‘, wie etwa, daß ich keine aussagen machen 
brauche und mit einem anwalt reden könnte. praktisch ließen 
sie gerade das nicht zu. 
als ich dann nochmals genau verlangte, nämlich zumindest 
jetzt mit dem anwalt reden zu können, lehnten sie es erneut ab. 
„das können sie draußen machen, hier nicht“ 
das, was sie zu anfang der festnahme alles vorgeworfen und 
unterstellt hatten; | 
— unterstützung einer terroristischen vereinigung 
— falschgeld 
— geklautes auto 
— drogen 
— diebstahl, 
blieb nur noch das letzte übrig als ‚‚ermittlungsverfahren“ 
und dieses ermittlungsverfahren ist ein witz: im sperrmüll 
hatte ich vor wenigen tagen dieses verkehrsschild gesehen 
und mir überlegt, das als einen kleinen tisch zu benutzen. 
um 22.30 uhr wurde ich aus dem b.präsidium rausgelassen. 
da ich mich in wiesbaden nicht auskenne, wollte ich zum auto 
zurückgebracht werden, um es überhaupt wieder zu finden. 
das lehnte der oberb. ganz brüsk ab. ich spürte richtig, daß 
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er über seinen „wasserschlag‘““ sehr wütend war. 

aus meiner sicht war das eine ganz gezielte sache. 

während der letzten 3 1/2 monate, die ich jetzt draußen bin, 
war ich fast nie alleine unterwegs. meistens begleitete mich 
zumindest eine weitere genossin oder ein genosse., 

an diesem tag hatten wir noch in der wohnung und am tele- 
fon darüber geredet, daß ich alleine nach wiesbaden fahren 
werde. das war überhaupt erst das zweite mal, daß ich alleine 
im auto unterwegs war. und genau dieses gespräch muß abge- 
hört worden sein, und darauf gabs dann diese „vorläufige 
festnahme“ in wiesbaden. 

und was mir in der ganzen zeit im loch aufgestoßen ist, ist 
der tonfall, den diese jungen, aber auch älteren b. draufhaben. 
sprüche wie 
„ha, der will mit dem anwalt sprechen .. ““ 
„das kennen wir doch von ihnen, sie haben keine waffe . . “ 
„geklautes auto .. :“ | 
usw. usf. 

die namen der b., die diese vorläufige festnahme und das 
ganze polizeimanöver geleitet haben, heißen: keller und han- 
nes. sie sind höher-uniformierte im polizeipräsidium wiesba- 
den. 


Halbstrafenantrag von Isabel Jacob abgelehnt: 
„Besondere Umstände liegen nicht vor“ — 


Seit den öffentlichen Äußerungen aus der KGT (,,Koordinie- 
rungsgruppe Terrorismus“ — sog. „Kinkel-Initiative‘‘), 
einige wenige politische Gefangene aus der RAF und dem 
Widerstand ‚vorzeitig‘ aus dem Knast zu entlassen, wenn 
ein sog. „‚rechtsstaatlicher Rahmen“ (nach 2/3 bei Zeitstra- 
fen, nach 15 Jahren bei lebenslänglich) gewahrt bleibt, und 
der Erklärung der RAF vom 10.4.92 hat es in den Anhörun- 
gen vor den zuständigen Staatsschutzsenaten unterschiedliche 
Entscheidungen gegeben. 

Claudia Wannersdorfer, Thomas Thoene, Günter Sonnen- 
berg und Luitgard Hornstein sind wieder unter uns. Ali Jan- 
sen, Bärbel Perau-Hofmeier und Norbert Hofmeier bleiben 
weiter in den Knästen. Gleichzeitig forderte die BAW ständig 
neue Voraussetzungen für die Freilassung von Bernd Rößner 
(siehe Stellungnahme der AnwältInnen, Angehörigen Info Nr. 
9 


In diese Situation fällt auch Isabels Antrag auf Halbstrafe. 
Isabel gehört neben Ali Jansen und Bernd Rößner zu den Ge- 
fangenen, deren sofortige Freilassung eine zentrale Stellung 
in vielen Kampagnen einnimmt. 

Isabel ist durch ihre Erkrankung „Morbus Basedow“ (die 
während ihrer U-Haft ’85/86 ausgebrochen ist) haftunfähig, 
und ihr Gesundbeitszustand hat sich seit dem Beginn ihrer er- 
neuten Einknastung (Dezember ’90) zunehmend verschlech- 
tert, so daß der behandelnde Facharzt von einem ,, physisch- 
psychischen Erschöpfungszustand‘‘ gesprochen hat, auf den 
sich die bestehenden „‚Isolationshaftbedingungen“ nachhaltig 
auswirken. 

‚Für Isabel bestand nach Ablauf der Hälfte ihrer Knastzeit 
die Möglichkeit, einen Antrag auf „Halbstrafe‘“ stellen. 
Halbstrafe bedeutet die Aussetzung der restlichen Knastzeit 
zur Bewährung. Sie kann gewährt werden, wenn die „Ge- 
samtwürdigung der Tat‘‘, der ‚‚Persönlichkeit‘ und die „Ent- 
wicklung während des Strafvollzuges“‘ ergibt, daß ‚‚besonde- 
re Umstände‘ vorliegen, die ‚ausnahmsweise rechtfertigen 


‘ können“, zu diesem Zeitpunkt Gefangene aus dem Knast 


rauszulassen. 

Zuständig für den Entscheid des Halbstrafenantrages bei 
Isabel war eine Strafvollstreckungskammer des Landgerich- 
tes Frankfurt; ganz im Gegensatz zu den bisherigen Verfah- 
ren, in denen die gleichen Staatsschutzsenate über die Anträ- 
ge zu entscheiden hatten, die auch die gefangenen GenossiIn- 
nen verurteilt hatten. Im Rahmen des Verfahrens wurden ent- 
sprechende „Stellungnahmen“ des betreffenden Knastes 
(JVA Preungesheim) und der Staatsanwaltschaft (Hannover) 


eingeholt. NE 
Begründet wurde der Antrag auf Halbstrafe mit der Erkran- 
kung von Isabel. In der Anhörung wollte Isabel nur zu ihrem 


Gesundheitszustand Stellung nehmen oder Fragen dazu be- . 


antworten. Zu politischen Fragen, „Stellung zur Tat‘, Fra- 
gen, die auf eine Distanzierung zu ihrer politischen Identität 
hinausliefen, wollte sie nicht beantworten oder die Anhörung 
abbrechen. Ihre Position dazu hatte sie in einem Brief im An- 
gehörigen Info 92 veröffentlicht. 

Der Knast begründete seine Ablehnung mit Isabels Weige- 
rung, an den sog. Vollzugskonferenzen teilzunehmen. Für 
den Knast bedeutete dies, daß sich Isabel weigert, am Voll- 
zugsziel (!) mitzuarbeiten. Medizinische Gründe verwarf der 
Knast mit einer erneuten Stellungnahme der Knastärztin: 
„Nach Auskunft der hiesigen Anstaltsärztin kann die Gefan- 
gene jedoch mit den Mitteln des Vollzuges ausreichend medi- 
zinisch behandelt werden.“ 

Die Staatsanwaltschaft Hannover schloß sich im wesentli- 
chen der Stellungnahme des Knastes an. Dabei bezog sie sich 
auf den Prozeß, indem „sie sich noch drei Jahre nach der Tat 
völlig uneinsichtig gezeigt habe‘‘, und auf die Stellungnahme 
von Isabel im Angehörigen Info 92, „wo sie eine Anerken- 
nung des staatlichen Gewaltmonopols ausdrücklich ablehnt. 
Beides stellt sie nämlich unverändert als eine Überzeugungs- 
täterin dar.“ Zu den medizinischen Gründen heißt es: „Ab- 
gesehen davon, daß ihren (Isabels) Angaben insoweit die Stel- 
iungnahme der Anstaltsärztin und eine Reihe von Gutachten 
entgegenstehen, ist dies aber in diesem Zusammenhang 
(Halbstrafe) ein weitgehend irrelevanter Gesichtspunkt, der 
zumindest alleine eine vorzeitige Entlassung nach Verbüßung 
der Hälfte der Strafe nicht rechtfertigen kann.“ 

In der Anhörung wurden die erwarteten Fragen (z.B. An- 
griff auf die Messe; Stellung zur Tat etc.) nicht gestellt. Da- 
gegen ging die Strafvollstreckungskammer ausführlich auf 
Isabels Gesundheitszustand ein. Hauptsächlich wollten sie 
wissen, wie-sich Isabel verhalten würde und ihr Leben weiter 
vorstellen würde, wenn sie aus dem Knast käme. Isabel hat 
darauf geantwortet, daß es ihr primär darum geht, das Fort- 
schreiten ihrer Krankheit und die damit auftretenden Schäden 
zu stoppen. Für sie sei ihre Krankheit ein bestimmendes Ele- 
ment in ihrem weiteren Leben, und ihre Vorstellung, wie sie 
sich hier praktisch in die Kämpfe einbringen kann, werde 
letztendlich davon abhängig sein. 

Sie haben diese Antwort dann auch erstmal so hingenom- 
men, ohne weitere Fragen zu stellen, wie insgesamt die Straf- 
volistreckungskammer an politischen Erklärungen von Isabel 
(z.B. ihre Erklärung im Angehörigen Info Nr. 92) vorbei- 
ging. Insgesamt hat die Anhörung nur ca. 45 Minuten gedau- 
ert. 

Die Strafvollstreckungskammer hat sich in der schriftlichen 
Stellungnahme zum Halbstrafenantrag auf die „‚formaljuristi- 
sche Begründung‘, daß ‚besondere Umstände zu Tat und 
Persönlichkeit“ nicht vorlägen, zurückgezogen: Zu Isabels 
Gesundheitszustand sagen sie, daß „die nicht unerheblichen 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen — für sich genommen 
— (einen Halbstrafenantrag — Einfügung von uns) nicht be- 
gründen würden.“ Sie formulieren eine Option für eine 2/3- 
Entlassung an und verwerfen die Begründung des Knastes, 
daß „die mangelnde Mitarbeit der Verurteilten an der Voll- 
zugsplanung ... eine weitere Vollstreckung bis zum Endstra- 
fenzeitpunkt erforderlich‘‘ mache. Desweiteren stellen sie die 
obligatorische „günstige Sozialprognose‘““. 

Die Entscheidung der Strafvollstreckungskammer bleibt im 
Rahmen der Vorstellungen der KGT. Zwei-Drittei-Strafe als 
Option und große Geste und das auch nicht bei allen Gefange- 
nen (Ablehnung bei Ali Jansen, Bärbel Perau-Hofmeier und 


‚Norbert Hofmeier). Ebenso zögerten sie die Entscheidung zur 


Freilassung von Bernd Rößner heraus (Gnadengesuch beim 
Bundespräsidenten, Interview von Stahl im Spiegel; Bernd 
ist nun nach Kassel verlegt worden). 

Die Verfahren durch die „Kronzeugenaussagen‘““ der 


| „Aussteiger“ bleiben als Drohung gegen einzelne Gefange- 


ne, Ingrid Jakobsmeier und Sieglinde Hofmann, die ’93/95 
regulär entlassen werden sollen, weiter bestehen und werden 
vorangestrieben. | | 

Am 7. September beginnt ein neuer Prozeß gegen Christian 
Klar. Bei Eva Haule ermitteln sie wegen des Angriffes auf die 
US-Air Base/Pimental (1985) und bei Rolf-Clemens Wag- 
ner wegen des Angriffes auf den damaligen NATO-Oberbe- 
fehlshaber Haig (1979). 

Die Zusammenlegung der Gefangenen aus der RAF und 
dem Widerstand in ein oder zwei große Gruppen steht von 
staatlicher Seite nicht zur Diskussion. Der Kern bleibt, daß 
sie keine politische Lösung wollen und daß sie die Existenz 
von haftunfähigen Gefangenen nicht anerkennen wollen. Der 
Staat setzt weiterhin auf eine Entpolitisierung. 

In bezug auf Isabel bedeutet diese Politik, daß ihre fortge- 
setzte Einknastung eine weitere Zufügung von irreparablen 
Schäden (gerade an den Augen) und die weitere Verschlep- 
pung ihrer medizinischen Versorgung zur Folge hat. Beson- 
ders klar wird dies durch die Stellungnahme der Knastärztin 
der JVA Preungesheim, Schiel, daß die Krankheit im Knast 
behandelbar sei, obwohl sie für die ständige Verzögerung der 
Ausführungen von Isabel zu den entsprechenden Fachärzten 
verantwortlich ist. So steht heute noch eine wichtige Augen- 
untersuchung für Isabel aus. Der Knast hat hier mit Rücken- 
deckung der Anstaltsärztin die prinzipielle Verantwortung für 
Isabels Gesundheitszustand zu tragen, indem sie nach wie vor 
in ihrer Stellungnahme von der „Vollziehung der Ganzstra- 
fe“ (!) ausgegangen sind. An dieser Situation ändert auch 
nichts die „Option“ der Strafvollstreckungskammer auf eine 
2/3-Strafe. 

Vielmehr zeigt die bisherige Entwicklung, daß für eine po- 
litische Lösung gekämpft werden muß. Oder wie es die Ge- 
nossInnen aus der RAF in ihrer Erklärung vom 29. 6.92 for- 
muliert haben: 

„Wir wollen eine reale Lebensperspektive für unsere ge- 
fangenen GenossInnen und für die Gefangenen aus allen Be- 
freiungskämpfen. Wir wollen sie für alle und mit allen, die 
eine menschliche Lebensbestimmung für sich und alle Unter- . 
drückten und Entrechteten überall auf dieser Welt erkämpfen 
wollen.“ 

Das geht nicht tröpfchenweise und unter dem Regime sog. 
rechtsstaatlicher Rahmen, sondern durch unsere Mobilisie- 
rung für eine bedingungslose Freilassung aller haftunfähigen 
Gefangenen, der sofortigen Zusammenlegung aller anderen 
Gefangenen in große Gruppen, an deren Ende die Freilassung 
aller politischen Gefangenen aus der RAF und dem Wider- 
stand steht. | 

„Es muß die Sache von allen sein, die sich ein Ende der Fol- 
ter, die die Freiheit der Gefangenen wollen, in diesem Kampf 
Verantwortung und Initiative zu übernehmen.“ (Erklärung 
der RAF, 29. 6.92) 


Sofortige Freilassung von Isabel Jacob, Bernd Rößner und 
Ali Jansen 

Sofortige Zusammenlegung aller Gefangenen in große 
Gruppen bis zur Freilassung in einem absehbaren Zeit- 
raum 

Freie Kommunikation und Information 
Einstellung aller Verfahren gegen die Gefangenen aus der 
RAF 


Bunte Hilfe Darmstadt, Wilhelm-Leuschner-Str. 39, 6100 Darmstadt 


Mitteilung der Rechtsanwälte zu ihrem Gespräch - 
mit der Bundesjustizministerin: | 
„Machen Sie den Gefangenen keine Hoffnungen“ 
Am 21.8.1992 haben wir ein Gespräch mit der Bundesju- 
stizministerin und deren Beratern geführt, das auf unsere An- 


regung hin zustandekam. | 
Neben der Forderung nach einer politischen Lösung, d.h. 
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der Freiheitsperspektive für alle politischen Gefangenen in 

einem überschaubaren zeitlichen Rahmen, waren die notwen- 

digen Parallelschritte, wie die Gesprächszusammenführung 
aller Gefangenen, die Verlegung der Gefangenen aus Bayern, 

Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz sowie die Zusam- 

menlegung der Gefangenen, die nicht in allernächster Zeit 

freikommen, für das Gespräch bestimmend. Darüber hinaus 
wollten wir uns über den Stand der Überlegungen auf seiten 
der Regierung informieren. 

Das Ergebnis des Gespräches ist eindeutig und Konsens 
zwischen Ländern, Bund und Bundesanwaltschaft: 

— Eine Gesamtlösung für alle politischen Gefangenen 
kommt nicht in Betracht. 

— Freilassungen gibt es nur für die Gefangenen, bei denen 
entsprechende Verfahren nach §§ 57, 57a StGB anste- 
hen. Es werden ausschließlich „‚sachgerechte Einzelfall- 
entscheidungen‘‘ getroffen, die entsprechende Mitwir- 
kung der Gefangenen (Knastarbeit, Berufsperspektive, 
Gewaltverzicht) erfordern. 

— Eine Zusammenlegung der Gefangenen, die noch nicht 
entlassen werden, findet nicht statt. Möglich ist allenfalls 
die Auffüllung bereits bestehender Gruppen für den Fall, 
daß dort jemand entlassen wird. Wiederholte Aufforde- 
rung des Bundesjustizministeriums: „Machen Sie den 
Gefangenen keine Hoffnungen“. 

— Die neuen Ermittlungsverfahren werden konsequent wei- 
tergeführt. 

Anke Brenneke-Eggers, Gerd Klusmeyer, Andreas Groß 


Presseerklärung der VerteidigerInnen der 
Gefangenen aus RAF und Widerstand zum Stand der 
sog. Kinkel-initiative: „Acht Monate danach“ 


8 Monate nach der sog. Kinkel-Initiative und 5 Monate nach 
Veröffentlichung der RAF-Erklärung vom 10.4.92, der 
sich die Gefangenen angeschlossen haben, hat sich bis jetzt 
nichts Grundsätzliches zur Freilassung bzw. der Zusammen- 
legung der politischen Gefangenen getan. 

1. Von den haftunfähigen Gefangenen ist bisher nur Günter 
Sonnenberg freigelassen worden. Dem kranken Gefangenen 
Bernd Rößner ist zwar kürzlich die Entlassung in wenigen 
Wochen zugesagt worden, dies jedoch erst nach monatelan- 
gen Auseinandersetzungen mit der BAW und dem von ihr be- 
stellten Gutachter. 

Noch nicht entlassen sind die beiden haftunfähigen Gefan- 
genen Alı Jansen und Isabel Jacob, deren sofortige Freilas- 
sung die UnterzeichnerInnen nach wie vor fordern. 

2. Von den Gefangenen, die mehr als 2/3 der gegen sie ver- 
hängten Freiheitsstrafe jetzt verbüßt haben oder schon lange 
verbüßt hatten, sind lediglich 3 Gefangene auf Bewährung 
entlassen worden. 

Schon bei den Gefangenen, die „nur“ Zeitstrafen zu verbü- 
ßen haben, hat sich gezeigt, daß entgegen allen öffentlichen 
Beteuerungen von staatlicher Seite von den Gefangenen nach 
wie vor ein Abschwören verlangt wird. So hat das OLG Düs- 
seldorf im März dieses Jahres selbst „geordnete soziale Ver- 
hältnisse im Falle der Haftentlassung‘‘ sowie „vorhandenen 
Wohn- und Arbeitsplatz“ als nicht ausreichend für eine be- 
dingte Entlassung angesehen, weil die Fragen ‚‚nach der der- 
zeitigen Einstellung zur gesellschaftlichen und staatlichen 
Ordnung, zur RAF und zu früheren Anschlägen“ nicht beant- 
wortet wurden. 

3. Die Verantwortung dafür, daß die Gefangenen, die zu le- 
benslanger Freiheitsstrafe verurteilt wurden und 15 Jahre und 
länger verbüßt haben, noch nicht freigelassen worden sind, 
tragen die Sicherheitsbehörden. Diese Gefangenen - — konkret 
die Gefangenen aus Lübeck und Celle — haben in ihren öf- 
fentlichen Erklärungen von Frühjahr und Frühsommer dieses 
Jahres unmißverständlich deutlich gemacht, daß sie — aus po- 
litischer Verantwortung und Solidarität — an ihrem eigenen 
Entlassungsverfahren erst dann mitwirken, wenn Bernd Röß- 
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ner, der wie sie zu lebenslänglicher Freiheitsstrafe verurteilt 
wurde und trotz jahrelang bekannter und inzwischen nicht 
mehr bestrittener Haftunfähigkeit seit 17 Jahren inhaftiert ist, 
entlassen wird. Sobald die Entscheidung zur Freilassung von 
Bernd Rößner vorliegt, werden diese Gefangenen einen Ent- 
lassungantrag stellen. Dann wird sich zeigen, ob Bundesan- 
waltschaft und Strafvollstreckungssenate ihr Ritual des Ab- 
schwörens fallenlassen werden oder nicht. | 

Fraglos ist, daß die betroffenen Gefangenen weder bereit 
sein werden, sich in gerichtlichen Anhörungsverfahren von 
ihrer Geschichte zu distanzieren, noch gewillt sind, ihre jetzt 
vertretenen gesellschaftspolitischen Auffassungen mit einem 
gerichtlichen Unbedenklichkeitssiegel versehen zu lassen. 

4. An den Haftbedingungen aller anderen politischen Ge- 
fangenen hat sich bis jetzt nichts geändert. Nach wie vor un- 
terliegen sie z. T. schärfster Isolation, dies gilt beispielsweise 
für Brigitte Mohnhaupt, Christian Klar, Rolf Heißler oder Ri- 
co Prauß, bei den Erstgenannten wird die Isolation seit 10 Jah- 
ren praktiziert. Nach wie vor wird gegen sie das gesamte 
„$ 129a-Arsenal“ angewandt, das von optischer und akusti- 
scher Besuchsüberwachung über Besuchs- und Kontaktver- 
bote bis zu entwürdigenden körperlichen Durchsuchungen 
reicht. Es hat bisher keinen Schritt von staatlicher Seite zur 
Realisierung der seit Jahren berechtigt erhobenen Forderung 
nach Zusammenlegung der politischen Gefangenen gegeben. 
Genausowenig ist auch nach im Bundesjustizministerium ge- 


führten Gesprächen erkennbar, daß im Rahmen einer drin- 


gend notwendigen, politisch zu bestimmenden Gesamtlösung 
Perspektiven zur Freilassung auch dieser Gefangenen in ab- 
sehbarem Zeitraum bestehen. Stattdessen werden unter Aus- 
nutzung der rechtlich höchst zweifelhaften Kronzeugenrege- 
lung neue Verfahren — wie jetzt gegen Christian Klar — ins- 
zeniert, deren Ziel einerseits darin besteht, schon verhängte 
Freiheitsstrafen zu vervielfachen, um mögliche Entlassungen 
in eine unendliche Zukunft zu verlegen, und andererseits den 
Zweck verfolgt, in der Öffentlichkeit gerade nach der RAF- 
Erklärung vom 10.4.1992 wieder ein Klima zu erzeugen, 
das einer politischen Gesamtlösung für die Gefangenen entge- 
gensteht. 

Wir — VerteidigerInnen der Gefangenen aus RAF und Wi- 
derstand — fordern erneut: 
— Sofortige Freilassung der haftunfähigen Gefangenen Bernd 
Rößner, Ali Jansen und Isabel Jacob 
— Sofortige bedingungslose Freilassung der Gefangenen, die 
seit 15 Jahren und länger inhaftiert sind oder 2/3 ihrer Strafe 
verbüßt haben 
— Freilassung aller übrigen Gefangenen in einem absehbaren 
Zeitraum und bis dahin ihre sofortige Zusammenlegung 
— Einstellung aller neuen Ermittlungsverfahren 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte: 
Dieter Adler, P.H. Bakker Schut, Ute Brandt, Anke Brenneke-Eggers, Ur- 
sula Ehrhardt, Berthold Fresenius, Dorothee Frings, Andreas Groß, Ulrike 
Halim, Martin Heiming, Thomas Herzog, Barbara Klawitter, Gerd Klus- 
meyer, Rainer Koch, Heike Krause, Wolfgang Kronauer, Alexander Kutsch, 
Michael Moos, Johannes Pausch, Adele v.d.Plas, Johannes Santen, Tho- 
mas Scherzberg, Ingio Schmitt-Reinholtz, Jürgen Schneider, Regina Schul- 
ze, Wolfgang Schwab, Franz Schwinghammer, Gertrud Tacke, Peter Tode, 
Waltraut Verleih. 


Zur Diskussion: | 
Tutzing-Beitrag im Angehörigen-Info Nr. 99 


wieder einmal die anonyme stimme aus dem off: geheimver- 
handlungen! ein böses wort kippt in die zellen der gefange- 
nen, du weißt nicht, woher es kommt, du weißt nicht, wohin 
es geht. es sind leute, die — für uns gefangene jedenfalls — 
nicht faßbar, nicht erkennbar sind durch diese aktivität oder 
jene produktion. du kannst nur vermuten, was in ihren köpfen 
und herzen noch vor sich geht, du weißt nicht, ob sie seit fünf 
wochen oder seit fünf jahren dabei sind, du hast keine ahnung, 
ob sie aus einem engeren oder weiteren oder gar keinem zu- 


sammenhang kommen. aber uns vor die füße schmeißen: ge- 
heimverhandlungen! würde sagen, da steht die welt mal wie- 
der aufihrem reichlich entfremdeten kopf. | 

das arbeitsklima wird vergiftet, ja blockiert. die aktiven 
müssen einen großen teil ihrer energien und nerven darauf 
verwenden, sich damit auseinanderzusetzen. es bildet sich 
eine atmosphäre der unsicherheit. schwierig wird es zu unter- 
scheiden zwischen denen, die ein durch und durch berechtig- 
tes interesse an transparenz und Öffentlichkeit haben, denen, 
die sich profilieren wollen — oder gar solchen, die im auftrag 
der macht unterwegs sind, um zu spalten und verwirtung zu 
stiften. sie zetteln aus dem hintergrund — eine klärende, lö- 
sende auseinandersetzung mit ihnen ist, für uns gefangene je- 
denfalls, nicht möglich, weil sie sich dem offenen gespräch 
nicht stellen. wir sagen diesen leuten: kommt endlich rüber 
mit dem, was ihr wollt — oder laßt uns in ruhe. 

möchte hier ganz klar festhalten: es gibt welche draußen, 
die ein legitimes und aufrichtiges interesse haben an dieser 
tutzinger veranstaltung. darunter sind sicher auch welche, die 
in der schwierigen situation, in der wir uns im engeren oder 
weiteren politischen sinn heute befinden, problemlösungen, 
initiativen nicht aus dem ärmel schütteln. das interesse all die- 
ser genossinnen und genossen an transparenz und information 
ist absolut legitim. aber die bereitwilligkeit, mit der ihr, die 
ihr den tutzing-beitrag im angehörigen-info nr.99 verfaßt 
habt, auf die eingeht, die die denunziation geheimverhandlun- 
gen in umlauf gebracht haben, ist nun wirklich fatal! 

ich finde es grundsätzlich gut, daß ihr initiativ geworden 
seid. ich finde die forderung nach öffentlichkeit grundsätzlich 
richtig. aber wir sind kein service-unternehmen für die süd- 
kurve. unser begriff von Öffentlichkeit ist ein anderer als der 
von bild und zdf. mit Öffentlichkeit verbinden wir ein emanzi- 
patives ziel: aktivität und initiative, selbständiges politisches 
denken und handeln. selbstverständlich haben wir über tut- 
zing vorher und nachher mit all jenen ausführlich diskutiert, 


die sich engagieren, für die diese informationen gebrauchs- _ 


wert für eine eigene praxis haben. besuchergruppen, besu- 
cherInnen, angehörige, anwältinnen und anwälte. einige dut- 
zend leute, schätze ich. niemand wurde vergattert, die klappe 
zu halten. wenn welche zu tutzing nichts mitgekriegt haben, 
dann nicht aufgrund konspirativer arrangements der ausgren- 
zung und eingrenzung, sondern weil der ort des austauschs 
zusammenfällt mit dem ort der gemeinsamen arbeit. 

hätte also, was die berichterstattung zu tutzing angeht, eine 
kurze übersicht veröffentlicht, verbunden mit dem hinweis, 
daß jemand, die oder der sich mit ideen, vorschlägen, der ent- 
scheidung zur kontinuierlichen mitarbeit und verantwortung 
in einen arbeitszusammenhang stellt, selbstverständlich in al- 
les einbezogen ist. das hat gewiß nichts mit geheimniskräme- 
rei zu tun. es ist ein schritt, um dahin zu kommen, daß, egal 
mit welchen informationen verantwortungsbewußt und ver- 
bindlich umgegangen wird, es ist die anstrengung hin zu 
einem bewußtsein, daß es sich hier in erster linie um arbeits- 
material handelt, gebrauchswerte fürs weiterkommen — nicht 
um tauschwerte auf dem jahrmarkt der eitelkeiten: wer ist 
der größte revolutionär im land? | 

mich ärgert an eurem text, daß ihr die anti-emanzipatori- 
sche attitüde, die mäkelnde konsumhaltung, das verantwor- 
tungslose verbreiten von gerüchten im grunde bestätigt, ja 
schon fast geflissentlich darauf eingeht. ihr orientiert in eine 
falsche richtung. ihr nehmt den konflikt nicht als chance, wer- 
_ te und kriterien herauszuarbeiten, ohne die wir in den näch- 
sten jahren untergehen werden. vergebens sucht man nach 
einer kritischen auseinandersetzung mit dem verdinglichten 
bewußtsein dieser leute. emanzipation ist keineswegs das, 
was am sonntagnachmittag stattfindet. sie wird in jedem ein- 
zelnen schritt, widerspruch, konflikt erarbeitet — oder sie 
bleibt phrase. 

ich kritisiere einen weiteren aspekt. es geht um die stelle in 
eurem tutzing-bericht, wo ihr die angeblichen forderungen 
der gefangenen, wie sie in tutzing gestellt worden sind, refe- 





riert. einer der in tutzing konkret gestellten forderungspunkte 
war: sofortige und bedingungslose freilassung aller, die 2/3 
bzw. 15 jahre und länger haben. in eurem bericht fehlt dieser 
punkt im ansonsten detaillierten forderungskatalog. nun han- 
delt es sich dabei aber nicht um irgendeine forderung, sondern 
um den politischen angelpunkt bei dem, was seit beginn des 
jahres in dieser sache in bewegung gekommen ist. der aus- 
kunft darüber gibt, ob eine realistische lösung der gefangen- 
schaftsfrage angestrebt wird oder nicht. es ist die forderung, 
die die gefangenengruppe der staatlichen ankündigung vom 
januar entgegengesetzt hat, nur acht gefangene rauslassen zu 
wollen. so hat die raf in ihrer erklärung vom 10.4.92 ge- 
sagt: „‚die haftunfähigen und die gefangenen, die am längsten 
sitzen, müssen sofort raus und alle anderen bis zu ihrer frei- 
lassung zusammenkommen.‘ mehrfach haben wir öffentlich 
erklärt, daß wir zuerst die freilassung bernds wollen und 
(erst) dann weitere anträge auf haftentlassung stellen werden. 
die medien haben diese aussage aufgegriffen, ein großer teil 
hat sie positiv bewertet. 

in den aufrufen und sonstigen texten haben sich aber — auf 
eine für uns rätselhafte weise — immer stärker formeln durch- 
gesetzt, die in die entgegengesetzte richtung weisen. 

konkretisiert wird die freilassungsforderung nur noch für 
die haftunfähigen, für alle anderen wird die zusammenlegung 
gefordert. wohl wird die freilassung aller angesprochen, aber 
das liest sich wie ein fernziel, an das niemand so recht glaubt 
und deshalb auch nicht darum kämpft. 

welchen reim aber sollen sich dritte darauf machen, daß die 
forderung nach sofortiger und bedingungsloser freilassung 
der gefangenen, die 2/3 resp. 15 jahre und länger haben, aus 
dem verkehr gezogen wird — stattdessen die zusammenle- 
gung aller gefordert wird? 

ich glaube nicht, daß das der weg ist, die dinge in bewegung 
zu bringen. der angeipunkt dafür ist die gelangenschaftsfra- 
ge. in der art und weise, wie es, in der letzten zeit, als forde- 


_tungskatalog, dargestellt wird, entspricht es nicht dem willen 


und dem vorhaben der gefangenen. nicht nur den gefangenen, 
die freikommen könnten, wird ein bärendienst erwiesen, vor 
allem denen, die jetzt unbedingt ihre zusammenlegung brau- 


chen, werden steine in den weg gelegt. | 
Lutz Taufer, Gefangener aus der RAF, Celle 


Verhaftungen von Antiimperialisten in Dänemark. 


Am 14.8.92 wurden zwei Genossen aus dem antiimperiali- 
stischen Widerstand in Kopenhagen verhaftet. Ihnen wird 
dreifacher Bankraub vorgeworfen. Die beiden Genossen sind 
der aus Bonn stammende und in Kopenhagen lebende Chri- 
stian Zwettler sowie der Däne Stefan Klinthoj. 

Beide sitzen seit ihrer Verhaftung in totaler Isolation, was 
bedeutet, daß sie 23 1/2 Stunden allein in ihrer Zelle einge- 
schlossen sind und nur eine halbe Stunde Einzelhofgang ha- 
ben, so daß sie außer Schließern niemanden zu sehen und hö- 
ren bekommen. Christian hat totales Besuchsverbot, bis jetzt 
konnte nur sein Bruder für eine halbe Stunde zu ihm, Stefan 
darf nur von seinen Eltern besucht werden. Bei beiden findet 
zusätzlich eine exzessive Postzensur statt. Gleichzeitig gibt es 
in den dänischen Medien eine unglaubliche Hetze gegen die 
beiden, in der sie persönlich beleidigt werden. Beide fordern, 
daß sie zusammenkommen können. 

Beide können auch Briefe auf deutsch lesen und würden 
sich bestimmt über Post freuen. Ihre Adresse: Christian 
Zwettler, Stefan Klinthej: Vestre Fængsel, AFD.C., Politi- 
garden, Kopenhagen-Vesterbro. 


Gerry Hanratty über seine Situation 
nach der Auslieferung im Belfaster Knast 


Vor kurzem wurde Gerry Hanratty, irischer politischer Ge- 
Jangener in bundesdeutschen Knästen, nach Belfast in den 
britisch besetzten Teil im Nordosten Irlands ausgeliefert. Zur 
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. Zeit sitzt er dort im Untersuchungsgefängnis Crumlin Road, 
das berüchtigt ist, weil dort von den Briten die irischen Befrei- 
ungskämpfer absolut gegen ihren Willen mit faschistischen 
Loyalisten ‚„zusammengelegt‘‘ worden sind, was zu perma- 
nenten physischen Auseinanderseizungen führt und den ohne- 
hin schon unerträglichen Knast buchstäblich zur lebensbe- 
drohenden Hölle macht. Gerry schrieb uns jetzt am 25. 8. 92 
einen Brief zu seiner Situation und der Situation im allgemei- 
nen dort: 

Als ich im Empfangsbereich des Crumlin Road Knastes an- 
kam, wurde offensichtlich, daß eine Änderung des psycholo- 
gischen Regimes durchgeführt worden war. Die Haltung der 
Schließer schien von Leuten dominiert zu sein, die nicht di- 
rekt in den politischen Konflikt zwischen dem ‚‚Northern Ire- 
land Office‘‘ (Nordirlandbüro — NIO) und den irisch-repu- 
blikanischen Kriegsgefangenen in Untersuchungshaft hinein- 
gezogen werden wollten. 

Der gegenwärtige Knastkampf hat aus der Perspektive der 
NIO zwei Hauptfronten: an dem letzten Bild der ‚„Kriminali- 
sierungspolitik‘“ festzuhalten, das allgemein gegen die mili- 
tante republikanische Gemeinde gerichtet ist, und zweitens 
bestimmt aus politischer Angst und Paranoia vor einem weite- 
ren Massenknastausbruch. 

Aus der Perspektive der republikanischen Gefangenen ist 
es von den Briten sinnlos zu denken, daß irische politische Ge- 
fangene kriminalisiert oder mit loyalistischen Konterrevolu- 
tionären integriert werden können. Es wäre genauso sinnlos, 
wie von den Leuten in der Hafenstraße zu erwarten, daß sie 
sich mit Faschisten verbünden würden (und wir hier sagen, 
daß es eine große Ahnlichkeit zwischen den loyalistischen 
Mörderbanden innerhalb oder außerhalb des Knastes und den 
faschistischen Banden in Deutschland gibt). Obwohl diese 
Mitglieder von verschiedenen loyalistischen Schwadronen im 
Knast auf die Stufe eines politischen Konfliktes projiziert 
sind, spielen sie letztendlich in dem umfassenden Plan der 
NIO-Politik keine Rolle. 

Das NIO erkennt diese loyalistischen Mörderbanden als 
das, was sie sind: Schläger und Kriminelle; aber sie werden 
innerhalb der Knäste als Werkzeug benutzt, um einen ‚‚sek- 
tiererischen Konflikt“ zu kreieren, der in die gleiche Rich- 
tung wie die allgemeine britische Politik draußen in bezug auf 
den Befreiungskampf fällt. Die versuchte gewaltsame Inte- 
gration von politischen Gefangenen mit loyalistischen Faschi- 
sten wird offensichtlich starke Spannung schaffen, die in offe- 


ne harte Gewalt übergeht, und genau hierin finden sich die 


Schließer eingefangen. 

Der Einsatz war offensichtlich zu hoch, als die Gefängnis- 
leitung zu einer Psychologie hinüberschwingen mußte, die 
weniger Arger bedeutete. Dies war ein Überblick über die Po- 
litik, als ich den Knast betrat, jetzt komme ich zur Realität der 
Bedingungen. Nach einer kurzen Periode in der Clearingstel- 
le, die die ‚‚Beurteilungsabteilung‘“ genannt wird und in der 
die meisten politischen und anderen Gefangenen einer kurzen 
scharfen Schockbehandlung eines 24-Stunden-Einschlusses 
und einer Regimentsleitung ausgesetzt werden, wurde ich in 
einen paramilitärischen Flügel des Knastes verlegt, in den 
A-Flügel. 


Dieser Flügel beherbergt (wie auch der B-Flügel) irisch-re- 
publikanische Gefangene und loyalistische Faschisten. Ob- 
wohl die britische Regierung und das NIO diese Flügel als 
gemischte Flügel betrachtet, ist die Realität die, daß sie es 
unmöglich finden, Republikaner und Loyalisten zu ‚‚mi- 
schen“, weshalb ein ausgefeiltes Systern der Separation in 
Arbeit ist, wird jede Bewegung im Flügel wie auch außerhalb 
des Flügels kontrolliert. 

Republikaner benutzen die drei Kantinen und den einen Hof 
zu anderen Zeiten als Loyalisten. Republikaner reinigen ihre 
Zellen, waschen, duschen, sammeln Essen und benutzen die 
Toiletten im Flügel zu anderen Zeiten als Loyalisten. Der 
Gang zu Anwaltsbesuchen oder zum Gericht geht mit einem 
System einher, durch das Republikaner und Loyalisten sich 
selten treffen, Besuche mit den Lieben, Genossen und Freun- 
den werden in einem vollständig abgetrennten Besuchsbe- 
reich abgehalten, ältere Schließer erkennen die politische 
Motivation der Republikaner und sind bereit, mit ihnen zu- 
sammenzuarbeiten, was sich in Gesprächen über alltägliche 
Schwierigkeiten und Probleme ausdrückt. 

Die republikanische politische Position im Knast wird fest- 
gesetzt, und es wird über bessere Bedingungen verhandelt. 
Die Moral der Republikaner ist exzellent, und die Entschlos- 
senheit unter allen republikanischen Männern ist klar, daß die 
Wunschphantasie britischer Versuche, eine Integration ge- 
waltsam herbeizuführen, an jedem Schritt vollständig be- 
kämpft werden. Obwohl es effektiv die Trennung im Knast 
gibt, bleibt die Situation sehr unbeständig und könnte leicht zu 
jeder Zeit zu physischen Konflikten mit loyalistischen Faschi- 
sten explodieren; in den letzten Jahren sind Republikaner 
ernstlich von Schließern und Loyalisten angegriffen worden, 
und wenn es ein „‚zufälliges‘‘, Treffen von Republikanern und 
Loyalisten vor Gericht gibt, wird es sicher in Gewalt enden. 

Zwei Tage, nachdem ich hier ankam, erschlichen sich zwei 
Loyalisten Zugang zu einem einzelnen Republikaner in seiner 
Zelle, nachdem sie einen Schließer „durch einen Trick dazu 


brachten‘, ihnen seine Schlüssel zu übergeben. Der Republi- 


kaner wurde zusammengeschlagen, verbrüht, und sein linkes 
Ohr wurde abgebissen (was die tierische Mentalität von Loya- 
listen zeigt). Die Bedingungen, daß Republikaner in den Kan- 
tinen essen müssen, sind unakzeptabel, weil Loyalisten sich 
weigern oder nicht in der Lage sind, sie nach ihrer Benutzung 
zu reinigen. 

Deshalb treffen wir auf Dreck und Unordnung im ganzen 
Raum, wenn wir die Kantine nach den Loyalisten benutzen. 
Allgemein gilt dasselbe für die Duschen und die Toiletten im 
Flügel. Die Moral unter den Republikanern ist 100 %, und da 
ich unter 90 politischen Gefangenen in diesem Flügel bin, 
fühlt es sich so an, als wenn ich zuhause wäre. 

Grüße gehen von hier an alle deutschen Leute, die die Hand 
der Freundschaft und Solidarität reichen. Meine Zeit, die ich 
in deutschen Knästen verbracht habe, war ein Erlebnis, über 
die ich detailliert mit den Männern hier gesprochen habe und 
über die ich weiterhin sprechen werde. Bleibt alle sicher und 
fahrt mit der Irland-Arbeit fort. 

. . - Slan agus machs gut. 
Gerry Hanratty, Crumlin Rd, 25. 8. 92 
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